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(Nr. 13592.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über das Schulgeld an den öffentlichen höheren Schulen 
(Schulgeldgeſetz) vom 18. Juli 1930 (Geſetzſamml. S. 202). Vom 21. April 1931. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 

Im 8 4 Ab. 1 des Geſetzes über das Schulgeld an den öffentlichen höheren Schulen (Schul— 
geldgefes) vom 18. Juli 1930 (Geſetzſamml. S. 202) wird das Wort „Viertel“ durch das Wort 
„Fünftel“ erſetzt. 

§ 2. 

() Das Geſetz tritt am 1. April 1931 in Kraft und am 31. März 1933 außer Kraft. 

(2) Mit der Ausführung des Geſetzes werden die Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung, des Innern und der Finanzen beauftragt. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 21. April 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing 


zugleich für den Finanzminiſter und den Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


(Nr. 13593.) Verordnung über die einheitliche Auflöſung des Freiherr von Ritter zu Groeneſteyn'ſchen 
Familienfideikommiſſes. Vom 13. April 1931. 


Auf Grund des $ 268 Abſ. 2 des Zwangsauflöſungsgeſetzes vom 22. April 1930 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 125) wird folgendes verordnet: 

Die Auflöſung des Freiherr von Ritter zu Groeneſteyn'ſchen Familienfideikommiſſes erfolgt 
nach Maßgabe der angeſchloſſenen Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Volks- 
ſtaate Heſſen vom 25. März 1931. 


Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, nähere Beſtimmungen zur Ausführung dieſer Ver— 
ordnung zu erlaſſen. 


Berlin, den 13. April 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 
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Bercinbarung 
zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Volksſtaate Heſſen wegen einheitlicher Auflöſung des 
Freiherr von Ritter zu Groeneſteyn'ſchen Familienfideikommiſſes. 


Um die gebotene einheitliche Auflöſung des Freiherr von Ritter zu Groeneſteyn'ſchen 
Familienfideikommiſſes, deſſen Beſtandteile ſich zum Teil in Preußen und zum Teil in Heſſen 
befinden, zu ermöglichen, haben die Preußiſche und die Heſſiſche Regierung folgendes vereinbart: 


8 1. 

Die Auflöſung des Freiherr von Ritter zu Groeneſteyn'ſchen Familienfideikommiſſes erfolgt 
einheitlich für die in Preußen und in Heſſen befindlichen Teile des gebundenen Vermögens auf 
Grund der in Preußen zur Auflöſung gebundener Vermögen erlaſſenen und in Zukunft zu 
erlaſſenden Vorſchriften, ſoweit nicht im Nachſtehenden etwas anderes beſtimmt iſt. 


§ 2. 
Die Auflöſung wird unbeſchadet der Beſtimmung des § 3 auch für die in Heſſen befindlichen 
Vermögensteile von den nach der preußiſchen Geſetzgebung hierzu berufenen Stellen durchgeführt. 
Zuſtändige Auflöſungsbehörde iſt das Auflöſungsamt für Familiengüter in Kaſſel. 


§ 3. 

Die preußifchen Beſtimmungen über Waldſicherungen gelten nicht für die in Heſſen befind- 
lichen Teile des Fideikommißvermögens. Die Heſſiſche Regierung oder die von ihr beſtimmte 
Behörde kann aus dieſen Teilen nach den heſſiſchen Beſtimmungen einen Schutzforſt bilden und 
die Rechtsverhältniſſe dieſes Schutzforſtes regeln, ohne daß es eines Familienſchluſſes bedarf. 


§ 4. 

Die freiwillige Auflöſung oder die Aufhebung des Familienfideikommiſſes (§ 2 des Familien⸗ 
gütergeſetzes und §$ 42—44 des Zwangsauflöſungsgeſetzes vom 22. April 1930 — Pr. Geſetz⸗ 
ſamml. S. 125 —) bedürfen der Genehmigung des Preußiſchen Juſtizminiſters, des Preußiſchen 
Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten ſowie des Heſſiſchen Juſtizminiſters. Dieſen 
iſt der Entwurf des Familienſchluſſes und der Aufnahmetermin mitzuteilen. 


8 5. 

Eintragungen in Grundbücher und ſonſtige öffentliche Bücher oder Regiſter, die der Voll⸗ 
ziehung der Auflöſung dienen, erfolgen, auch ſoweit es ſich um die in Heſſen befindlichen Teile des 
Vermögens handelt, auf Erſuchen der preußiſchen Auflöſungsbehörde. Erſuchen dieſer Art an 
heſſiſche Behörden bedürfen jedoch der von der preußiſchen Auflöſungsbehörde unmittelbar ein⸗ 
zuholenden Zuſtimmung der von der Heſſiſchen Regierung zu beſtimmenden Fideikommißauflöſungs⸗ 
behörde. Im übrigen gelten, auch ſoweit die Erſuchen an heſſiſche Behörden gerichtet ſind, die 
einſchlägigen preußiſchen Beſtimmungen. 


Die Umſchreibung von Grundſtücken oder Rechten, die in heſſiſchen Grundbüchern eingetragen 
ſind, auf den Namen desjenigen, in deſſen Hand dieſe Vermögensbeſtandteile nach Maßgabe des 
rechtskräftig beſtätigten Familienſchluſſes freigeworden ſind, erfolgt nur auf unmittelbaren Antrag 
des Berechtigten auf Grund eines von ihm vorzulegenden Zeugniſſes der zuſtändigen heſſiſchen 
Auflöſungsbehörde über ſeine Berechtigung. 


Berlin, den 25. März 1931. 


A, 
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: Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Preußiſchen Staats- 
miniſterium unter dem 7. März 1931 erteilten Vollmacht 


Dr. jur. Oskar Kläſſel 


Miniſterialdirigent, 
Präſident des Landesamts für Familiengüter. 


Im Namen der Heſſiſchen Staatsregierung auf Grund der Vollmacht des Heſſiſchen Geſamt⸗ 
miniſteriums vom 17. März 1931 


Auguſt Nuß 
Geſandter, 
Stellvertretender Bevollmächtigter zum Reichsrat. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. März 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreiskommunalverband des Landkreiſes 
Teltow für den Bau einer Chauſſee von Dahlewitz über Klein Kienitz—Bruſendorf nach 
Ragow 
durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 14 S. 77, ausgegeben am 4. April 1931; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. März 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Freiſtaat Mecklenburg⸗Schwerin, ver⸗ 
treten durch die Mecklenburg⸗Schwerinſchen Landes⸗Elektrizitätswerke in Schwerin in 
Mecklenburg, für den Bau einer 15 000 Volt⸗Leitung in dem Gemeindebezirke Viehle 
(Gülſtorf) — ausgenommen Kraftwerke oder ſolche Schalt- und Umſpannſtationen, die über 
den Rahmen von Ortsſtationen hinausgehen — 


durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 14 S. 65, ausgegeben am 4. April 1931; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. März 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch-Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, 
Aktiengeſellſchaft in Eſſen, für die Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes im 
Kreiſe Bitburg — ausgenommen Leitungen von mehr als 50 000 Volt und Kraftwerke 
oder ſolche Schalt- und Umſpannſtationen, die über den Rahmen von Ortsſtationen 
hinausgehen — a 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 15 S. 41, ausgegeben am 11. April 1931. 
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